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Die Erfahrungen mit den bisherigen Auflagen dieser 
Textausgabe haben gezeigt, daß sich diese komplexe 
Gesetzessammlung auf dem Gebiet des Strafverfah
rensrechts sowie angrenzender Rechtsvorschriften 
als wichtiges Informations- und Arbeitsmittel für 
Praktiker, Wissenschaftler, Studierende und interes- 

' sierte Bürger bewährt hat.
Mit der Inkraftsetzung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung, des Strafvollzugs- und des Wie
dereingliederungsgesetzes sowie des Strafregisterge
setzes wurden in der Deutschen Demokratischen 
Republik im Jahre 1968 die grundlegenden Kodifika
tionen auf dem Gebiet der sozialistischen Straf
rechtspflege geschaffen. In Übereinstimmung mit 
der Gesamtentwicklung der sozialistischen Gesell
schaft sowie den sich daraus ergebenden Erforder
nissen und Möglichkeiten der Verhütung und Be
kämpfung von Rechtsverletzungen hat die Volks
kammer der Deutschen Demokratischen Republik 
am 19. Dezember 1974, am 7. April 1977, am 28. Juni 
1979 und am 18. Dezember 1987 im Zusammenhang 
mit bedeutsamen Neuregelungen auf dem Gebiet 
des Strafrechts auch wichtige Änderungen und Er
gänzungen des Strafverfahrens- und des Strafregi
sterrechts beschlossen. Ferner wurden ein neues 
Strafvollzugs- und ein gesondertes Wiedereingliede
rungsgesetz geschaffen. Das am 21. Dezember 1979 
verabschiedete Gesetz zur Ausführung der Konven
tion vom 19. Mai 1978 über die Übergabe zu Frei
heitsstrafe verurteilter Personen zum Vollzug der 
Strafe in dem Staat, dessen Staatsbürger sie sind, bil
det die innerstaatliche Rechtsgrundlage für die Er
füllung der Verpflichtungen, die die Deutsche De
mokratische Republik in diesem ersten multilatera
len Vertrag sozialistischer Staaten im Bereich der in
ternationalen Rechtshilfe übernommen hat.
Durch diese Gesetze, Novellen sowie den Erlaß und 
die Neufassung weiterer Rechtsvorschriften wurde 
die bisherige kontinuierliche Entwicklung der sozia
listischen Strafrechtspflege mit dem Ziel ihrer höhe
ren gesellschaftlichen Wirksamkeit weitergeführt 
und ein wichtiger Beitrag zur Vervollkommnung 
der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung gelei
stet.

Die 5. Auflage der Textausgabe berücksichtigt alle 
diese Änderungen und Ergänzungen.
Im Mittelpunkt der Textausgabe stehen die strafver
fahrensrechtlichen Bestimmungen. Weiterhin wur
den diejenigen Regelungen aufgenommen, die in ei
nem engen Zusammenhang mit dem Strafverfah
rensrecht stehen. Das sind vor allem die Vorschriften 
des Strafvollzugs- und des Wiedereingliederungs- so
wie des Strafregisterrechts. Weitere einschlägige 
normative und andere Regelungen wurden - teilwei
se in den umfangreichen Anmerkungen - berück
sichtigt, um einen möglichst kompletten Überblick 
über alle Rechtsvorschriften sowie anderen Bestim
mungen und Festlegungen auf diesen Rechtsgebie
ten zu geben. Noch nach Redaktionsschluß wurden 
sowohl die Neufassung der Beweisrichtlinie des Ple
nums des Obersten Gerichts vom 15. Juni 1988 als 
auch die Änderungen und Ergänzungen durch das
5. Strafrechtsänderungsgesetz und das Gesetz über 
die Zuständigkeit und das Verfahren der Gerichte 
zur Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen 
und die entsprechenden Anpassungsbestimmungen 
vom Dezember 1988 eingearbeitet.
Die vorliegende Textausgabe soll - wie die bisheri
gen Auflagen - der Information über die Rechtsvor
schriften des Strafverfahrensrechts und angrenzen
der Rechtsgebiete dienen und die Bürger bei der ak
tiven Mitwirkung an ihrer wirksamen Durchsetzung 
unterstützen. Sie soll insbesondere den in der 
Rechtspflege tätigen Juristen und Kriminalisten, den 
Rechtswissenschaftlern und Studierenden, den 
Schöffen und Mitgliedern der gesellschaftlichen Ge
richte bei ihrer Arbeit und beim Studium nüt
zen.
Weiterhin soll sie den Abgeordneten der Volksver
tretungen, den Leitern und Mitarbeitern der staatli
chen und wirtschaftsleitenden Organe und Einrich
tungen, den Generaldirektoren der Kombinate und 
Leitern der Betriebe, den Funktionären der gesell
schaftlichen Organisationen und den Vorständen der 
Genossenschaften eine wirksame Hilfe bei der Erfül
lung ihrer gewachsenen Aufgaben zur Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Durchsetzung
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